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Ueber die Stellung der öffentlichen Straßen, Wege, Gaſſen, 
Plätze und anderer dergleichen Gegenſtände im öffentlichen 
und Privatrechte. Ein Beitrag zur Löſung der Frage, ob 
deren Ausſchließung aus den Grundbüchern begründet ſei. 
Von Dr. Paul Nitter v. Skwarczynski. 
(Schluß.) 
9. 
Widerſtreitende Anſichten und deren Widerlegung. 


Die hier entwickelten Anſchauungen werden von Hofrath Profeſſor 
Dr. Randa in der Theorie und vom Verwaltungsgerichtshoſe in der 
Anwendung in den Entſcheidungsgründen ſeines im vierten Abſatze dieſer 
Abhandlung bezogenen Erkenntniſſes vom 12. Juni 1885, Z. 1619, 
Budw. Nr. 2607, im Weſentlichen getheilt. l 

Der Hauptunterſchied beſteht darin, daß Gemeindeſtraßen, Wege, 
Gaſſen und Plätze als Gemeindegut bezeichnet werden, ohne denſelben 
jedoch den Charakter öffentlichen Gutes ausdrücklich abzuſprechen. 
Deshalb wird auch das der Gemeinde zuſtehende Verwaltungsrecht 
ſolcher Liegenſchaſten als Ausfluß des Gemeindeſelbſtverwaltungsrechtes 
angeſehen. 

Eine derartige Auffaſſung des Gemeindegutes widerſtreitet jedoch 
dem im § 288 a. b. G. B. aufgeſtellten Begriffe, wonach das Gemeinde⸗ 
gut blos zum Gebrauche der Gemeindemitglieder und nicht zum all⸗ 
gemeinen Gebrauche aller Mitglieder der ganzen Menſchengeſellſchaft 
dienen ſoll. Da ſomit Gemeindeſtraßen, Wege, Gaſſen und Plätze zum 
allgemeinen Gebrauche aller Mitglieder der menſchlichen Geſellſchaft 
beſtimmt ſind und deren Gebrauchsrecht keineswegs blos auf die 
Gemeindeglieder beſchränkt iſt, ſo iſt kein Grund vorhanden, dieſelben 
als Gemeindegut im Sinne des § 288 a. b. G. B. anzuſehen. 


Falle zuläſſig, 


Deren Bezeichnung als Gemeindegut wäre deshalb nur in dem 
wenn angenommen werden würde, daß es außer dem 
Gemeindegute im Sinne des § 288 a. b. G. B. auch noch eine andere 
Kategorie des Gemeindegutes gibt, welches zum allgemeinen Gebrauche 
beſtimmt iſt. Dies iſt aber unzuläſſig. Es wäre nämlich jedenfalls 
höchſt unentſprechend, wenn ganz verſchiedenartige Gegenſtände, von denen 
eine Kategorie zum allgemeinen Gebrauche, die audere aber blos zum 
Gebrauche der Gemeindeglieder beſtimmt iſt, mit dem nämlichen Aus— 
drucke „Gemeindegut“ bezeichnet werden ſollten. 

Eine ſolche Bezeichnung verſchiedenartiger Gegenſtände mit dem— 
ſelben Ausdrucke wäre ſchon überhaupt mit der unumgänglichen Klar- 
heit und Beſtimmtheit juridiſcher Begriffe unvereinbar. Dieſelbe iſt aber 
in dem vorliegenden Falle um ſo weniger zuläſſig, als, wie dies oben 
im dritten Abſatze dargethan worden ift, der allgemeine Gebrauch und 
der blos auf die Gemeindeglieder beſchränkte Gebrauch einander wechſel— 
ſeitig ausſchließen, mithin eine Antitheſe bilden, fo daß die Zugehörig— 
keit zu einer von dieſen Kategorien die Möglichkeit der Zugehörigkeit 
zu der anderen abſolut ausſchließen muß. Eine ſolche gemeinſchaftliche 
Bezeichnung ganz verſchiedenartiger und im Verhältniſſe zu einander eine 
Antitheſe bildender Gegenſtände kann nur zu Mißverſtändniſſen und 
Irrungen führen. Deshalb iſt es jedenfalls in einem ſehr hohen Grade 
unzweckmäßig und unentſprechend, eine Kategorie öffentlichen Gutes als 
Gemeindegut zu bezeichnen. 

Es wird aber ſowohl von Dr. Randa, als auch in den Ent— 
ſcheidungsgründen des bezogenen verwaltungsgerichtlichen Erkenntniſſes 
anerkaunt, daß zum allgemeinen Gebrauche dienendes Gemeindegut 
bildende Liegenſchaften in den Grundbüchern nicht eingetragen ſind. 
Hieraus folgt, daß die zur Errichtung der Grundbücher berufenen 
Gerichtsorgane ſolches vermeintliches Gemeindegut mit vollem Rechte 
als öffentliches Gut anſehen, indem ſie hierauf die, öffentliches Gut von 
der Eintragung in das Grundbuch ausſchließende Geſetzesanordung 
in Anwendung bringen, währenuddem die, eigentliches Gemeindegut 
bildenden Liegenſchaften, als Gemeindewälder, Gemeindeweiden u. dgl., 
anſtandslos in die Grundbücher eingetragen werden. 

In der That wird auch weder von Profeſſor Dr. Randa, noch 
in den Entſcheidungsgründen des bezogenen verwaltungsgerichtlichen 
Erkeuntniſſes der zwiſchen dem Gemeindegute in der eigentlichen Be- 
deutung dieſes Wortes und dem von der Gemeinde verwalteten, un⸗ 
eigentlich als Gemeindegut benannten öffentlichen Gute obwalteude Unter- 
ſchied verkannt. Bei dieſer Sachlage ſind die von Profeſſor Dr. Randa 
über das Weſen des öffentlichen Gutes entwickelte Anſchauung und die 
diesfalls in den Entſcheidungsgründen des bezogenen verwaltungs 
gerichtlichen Erkenntniſſes enthaltenen Auführungen ihrem Weſen nach 
identiſch mit unſerer in dem vorliegenden Auſſatze in dieſer Richtung 
auseinandergeſetzten Anſicht. Der ganze Unterſchied redueirt ſich blos 
auf verſchiedenartige Bezeichnung desſelben Begriffes. 

Die nämlichen Bemerkungen beziehen ſich auch auf Landes⸗ und 
Bezirksſtraßen. Dieſelben werden wohl vom Lande, rückſichtlich vom 
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Bezirke verwaltet, ſiud jedoch zum uubeſchränkten, allgemeinen Gebrauche 
beſtimmt. Dieſelben dürfen ſomit um jo weniger für Landes-, bezüglich 
Bezirksgut angeſehen werden, als überdies die Begriffe des Landes⸗ 
und des Bezirksgutes dem Geſetze vollkommen fremd ſind. 

Zum allgemeinen Gebrauche dienende Liegenſchaften ſind ſomit 
ohne Unterſchied, ob ſie vom Staate, vom Lande, vom Bezirke oder 
von der Gemeinde verwaltet werden, öffentliches Gut. Es iſt ſomit fein 
Grund vorhauden, das Recht, eigentlich die Verpflichtung des Landes, 
des Bezirkes, rückſichtlich der Gemeinde, derartige Liegenschaften zu ver- 
walten und in Stand zu erhalten, unumgänglich als einen Ausfluß 
des Selbſtverwaltungsrechtes des Landes, des Bezirkes, rückſichtlich der 
Gemeinde anzusehen. 

Die Zuläſſigkeit der Ableitung des dem Lande, dem Bezirke, 
rückſichtlich der Gemeinde zukommenden Verwaltungsrechtes der Landes⸗, 
Bezirks- und Gemeindeſtraßen und Wege aus dem ihnen eingeräumten 
Selbſtverwalkungsrechte wird ſchon durch den Umſtand widerlegt, daß 
Landes-, Bezirks- und Gemeindeſtraßen und Wege kein Landes-, Bezirks-, 
rückſichtlich Gemeindegut bilden und daher nicht in die Sphäre der 
Landes-, Bezirks-, rückſichtlich Gemeindeſelbſtverwaltung fallen. 

Ueberdies beſtanden ſchon läugſt vor Einräumung und Durch— 
führung des Gruudſatzes der Landes- und Bezirksſelbſtverwaltung 
Landes- und Bezirks- (eigentlich Kreis-) Straßen, deren Anlegung und 
Inſtandhaltung auf dem Lande, rückſichtlich dem Kreiſe laſtete, und 
welche beim Abgange autonomer von den ſtaatlichen Landes-, bezüglich 
Kreisbehörden verwaltet wurden. Auch beſtehen jetzt in denjenigen 
Ländern, in denen die Bezirke nicht als autonome Körperſchaften 
organiſirt ſind, Bezirksſtraßen, zu deren Verwaltung eigene Bezirks— 
ſtraßenverwaltungsorgaue gebildet werden. 

Deshalb iſt das Recht der Straßeuverwaltung und die Obliegen— 
heit, für deren Juſtandhaltung Sorge zu tragen, eigentlich blos Ausfluß 
der Thatſache, daß dieje Liegenschaften aus Anlaß ihrer Widmung zum 
allgemeinen Gebrauche durch den Staat in Vertretung der Menſchen— 
geſellſchaft im Allgemeinen dem Lande, dem Bezirke, rückſichtlich der 
Gemeinde zur Verwaltung und Inſtandhaltung übertragen worden ſind. 
Die diesfälligen Verhältniſſe werden in den einzelnen Königreichen und 
Ländern durch die Beſtimmungen der Straßengeſetze geregelt, wobei 
insbeſondere hervorgehoben werden muß, daß in allen dem Staate das 
oberſte Aufſichtsrecht mit der Berechtigung vorbehalten wurde, erforder- 
lichenfalls die geeigneten Verfügungen zu treffen. 


Demgemäß it es nicht nöthig, für derartige Liegeuſchaften neue 
Begriffe des Landes- und Bezirksgutes zu ſchaffen, noch auch eine neue 
von dem Gemeiudegute im Sinne des § 288 a. b. G. B. verſchiedene 
Kategorie des Gemeindegutes zu bilden, um das Recht des Landes, des 
Bezirkes, rückſichtlich der Gemeinde zu begründen, die von ihnen verwal— 
teten, öffentliches Gut bildenden Liegenſchaften zu verwalten. 


Im vollen Widerſpruche mit den in dieſem Aufſatze entwickelten 
Anſchauungen wird von Ihering und zum Theile auch von Bluntſchli 
die rein privatrechtliche Natur des Eigenthumsrechtes ſolcher, öffentliches 
Gut bildenden Liegenſchaften in Abrede geſtellt und für dieſelben ein 
eigenthümliches öffeutlich-rechtliches Eigenthumsrecht vindicirt. Dagegen 
muß vor Allem hervorgehoben werden, daß weder der Theorie, noch auch 
der beſtehenden Geſetzgebung ein von dem gewöhnlichen privatrechtlichen 
verſchiedenes, öffeutlich-rechtliches Eigenthumsrecht bekannt ift. Deshalb 
liegt kein Grund vor, dem dem Staate, Lande, Bezirke oder der Ge— 
meinde zukommenden Eigeuthume öffentlichen Gutes eine von dem im 
$ 354 a. b. G. B. gegebenen Begriffe des Eigenthumsrechtes verſchiedene 
Natur zuzuschreiben, Der thatſächlich obwaltende Unterschied beſchräukt 
ſich vielmehr blos auf die aus der Widmung der betreffenden Liegenſchaften 
zum allgemeinen Gebrauche unumgänglich fließenden Beſchränkungen. 


Die von Ihering zur Begründung der öffentlich- rechtlichen Natur 
des Eigeuthumsrechtes ſolcher Liegenichaften geltend gemachten Eigen- 
thümlichkeiten des öffentlichen Gutes, z. B. die Unzuläſſigkeit der Er- 
ſitzung ihres Eigenthumsrechtes, die Befreiung von den Dienſtbarkeiten 
u. dgl., beſtehen eutweder gar nicht, oder ſind blos Ansfluß ihrer Wid⸗ 
mung zum allgemeinen Gebrauche. Es iſt bereits oben hervorgehoben 
worden, daß öffentliches Gut, unbeſchadet feiner Widmung zum allge- 
meinen Gebrauche, auch Privatperſonen eigenthümlich gehören kann. Hier⸗ 
aus folgt, daß ſelbes mit Vorbehalt und Aufrechthaltung der obigen 
Widmung nicht nur durch Erbſchaft oder Vertrag, ſondern auch beim 


Eintritte der geſetzlichen Erforderniſſe im Wege der Erſitzung an Dritte 
übergehen kann. Ebeuſo iſt auch dargethan worden, daß Dienſtbarkeiten 
an derartigen Liegenschaften erworben und ausgeübt werden können. 
Inſoferne aber Beſchränkungen in dieſer Richtung beſtehen, ſind dieſelben 
nur eine nothwendige Folge der Widmung ſolcher Liegenſchaften zum 
allgemeinen Gebrauche. 

Demgemäß iſt kein haltbarer Grund vorhanden, der Theorie von 
der öffentlich-rechtlichen Natur des Eigenthumsrechtes öffentliches Gut 
bildender Liegenſchaften zu huldigen. Der ganze zwiſchen dem Eigenthume 
ſolcher und anderweitiger Liegenſchaften obwaltende Unterschied beſchränkt 
ſich vielmehr blos auf die aus der Beſtimmung des Gegenſtandes zum 
allgemeinen Gebrauche fließenden Beſchränkungen, welche durch Anord- 
nungen des öffentlichen Rechtes geregelt werden, währenddem die Ver- 
hältniſſe ſolcher Liegenſchaften in allen anderen Richtungen ausnahmslos 
nach den allgemeinen Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes zu be— 
urtheilen ſind. 

10. 


Ift die Ausſchließung öffentlichen Gutes aus den Grund- 
büchern gegründet? 


Das Grundbuch hat die auf Liegenſchaften Bezug habenden Rechte 
erſichtlich zu machen und ſicherzuſtellen. Die dinglichen Rechte Eigen— 
thum, Dienſtbarkeit und Hypothek werden eigentlich nur durch Eintragung 
in das Grundbuch auf Liegenſchaften erworben. 

Es ijt mu bereits früher dargethan worden, daß öffentliches Gut 
bildende Liegenſchaften, mit Vorbehalt ihrer Widmung zum allgemeinen 
Gebrauche und der hieraus entſpringenden Beſchränkungen, Gegenſtand 
von Privatrechten ſein können. Durch Ausſchließung derartiger Liegen— 
ſchaften aus den Grundbüchern wird den hierauf Bezug habenden Privat- 
rechten die Möglichkeit einer dinglichen Sicherſtellung und alle mit der 
bucherlichen Eintragung verbundenen Rechtswohlthaten benommen. Eine 
derartige Ausſchließung könnte nur in dem Falle für gerechtfertigt au— 
geſehen werden, wenn ſie ein unumgäugliches Erforderniß der Sicher— 
ſtellung der Widmung der betreffenden Liegenschaft zum allgemeinen Ge- 
brauche und der hieraus fließenden Beſchränkungen bilden würde. 

Dieſe Widmung könnte jedoch in dem Grundbuche auf eine ent 
ſprechende Weiſe erſichtlich gemacht und hiedurch die Beſtimmung der 
Liegenschaft zum allgemeinen Gebrauche, ſoſpie die hieraus entſprin 
genden Beſchränkungen vollkommen genügend ſichergeſtellt werden, ohne 
die Ausſchließung ſolcher Liegeuſchaften aus den Grundbüchern unbedingt 
nothwendig zu machen. 

Da ſomit derartige Liegenſchaften dem Rechtsverkehre nicht ent- 
zogen ſind und deren Eigenſchaft als öffentliches Gut ihre Ausſchließung 
aus den Grundbüchern nicht unbedingt erheiſcht, ſo iſt kein genügender 
Grund vorhanden, öffentliches Gut bildende Liegenichaften aus den 
Grundbüchern auszuſchließen. 

Die Aufhebung dieſer Ausnahmsbeſtimmung iſt aber nicht nur 
theoretiſch gerechtfertigt, dieſelbe würde auch in der Praxis manche nicht 
unweſeutliche Vortheile und Erleichterungen nach fih ziehen. So muß 
z. B. gegenwärtig, um eine den Charakter öffentlichen Gutes verlierende 
Grundparcelle iu das Grundbuch einzutragen, das ausführliche und koſt— 
ſpielige im Geſetze vom 25. Juli 1871, R. G. Bl. Nr. 96, vorge— 
zeichnete Ergänzungsverfahren eingeleitet werden. Dieſe Nothwendigkeit 
würde bei Eintragung öffentlichen Gutes in die Grundbücher entfallen, 
und es würde in dieſem Falle die Löſchung der Anmerkung, daß die 
betreffende Liegenſchaft öffentliches Gut ſei, zur Erreichung des obigen 
Zweckes vollkommen ausreichen. Die Unzukömmlichkeiten der Einleitung 
des weitläufigen und koſtbaren Ergänzungsverfahrens tritt am Grellſten 
bei Gaſſenregulirungen zu Tage, wobei der Werth der in's Privat⸗ 
eigenthum übergehenden Parcellen in keinem Verhältniſſe ſteht zu den 
Koſten der einzuleiteuden Verhandlung. 

Ich bin zwar weit entfernt, zu glauben, daß es mir gelungen iſt, 
die aufgeworfene Streitfrage definitiv zu löſen, — glaube jedoch dieſelbe 
von einem neuen Standpunkte aufgefaßt und beleuchtet zu haben. Sollten 
Gediegenere ſich hiedurch beſtimmt finden, der Löſung dieſer wichtigen 
Angelegenheit ihre Aufmerkſamkeit zuzuwenden, ſo wird der Zweck dieſes 
Aufſatzes erreicht ſein. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Verlei iner Conceſſion zum Betriebe des Gaſt- und 

Sen ewe enen I eien anderen Orte angeſtellten 

Gymnaſialprofeſſor it ſchon aus dem Grunde unzulaſſig, weil 

eine ſulche Perſönlichkeit an und für tich nicht in der Lage iſt, 

das Gewerbe perſönlich auszuüben. ($ 19, Alin. 2 G. G. N. 
v. 15. März 1883.) 

Ueber den Miniſterialrecurs der Gemeinde B. gegen die Ent⸗ 
scheidung der Statthalterei vom 3l. December 1885, 3. 37.057, mit 
welcher der Recurs dieſer Gemeinde gegen die von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in W. unterm 24. Juli 1885, 3. 8170, an Joſeph M. 
ertheilte Conceſſion zum Betriebe des Gaſt— und Schankgewerbes im 
Hauſe Nr. 5 in B. abgewieſen wurde, k. \ 
des Innern am 27. April 1886, zur Z. 2390, entſchieden, wie folgt: 

Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe Folge zu geben 
und unter Behebung der eitirten Entſcheidung die dem Genannten w: 
liehene Conceſſion außer Kraft zu ſetzen, weil der Conceſſionswerber als 
k. k. Gymnaſialprofeſſor in P. — abgeſehen davon, daß ein Nachweis 
der Erfüllung der im § 4 der Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 1883 
gelegenen Vorausſetzungen ſeitens des Gymnaſialprofeſſors M. nicht vor⸗ 
liegt — von vornherein ſchon an und für ſich nicht in der Lage iſt, 


eine Gaſt- und Schankeonceſſion perſöulich auszuüben, was der grund j 


fäßfichen Beſtimmung des § 19 der Gewerbegeſetznovelle, inſoferne es 
ſich um die Ertheilung einer neuen Gaſt- und Schankconceſſion handelt, 
widerſpricht. we 


Fiteratur. 
Adler, Dr. Sigmund: Die Organiſation der Gentral- 


verwaltung unter Kaifer Maximtlian J. Auf urkundlicher Grundlage 
dargeſtellt. — Leipzig 1786. Duncker & Humblot. (B. XIV und 572 Seiten.) 


Das vorliegende Werk hat für uns insbeſondere den Werth, daß es zu 


den nicht gar zahlreichen gelehrten Arbeiten über öſterreichiſche Verwaltungs- | 


geſchichte gehört. Während die preußische Verwaltungsgeſchichte in einer nicht 
geringen Reihe von — allerdings nicht immer gleichwerthigen — Werken, die 


wegweiſenden Arbeiten Schmoller's obenan, eine mehr oder minder erſchöpfende 


Behandlung erhalten hat, iſt die Literatur der öſterreichiſchen Verwaltungs— 
geſchichte noch ganz unverhältnißmäßig im Rückſtande. Speciell die hochbedeut— 
jame Epoche der Organifationsthätigkeit Maximilian I. hat lange genug ihrer 
eingehenden Erforſchung und Darſtellung entbehrt. Während wir nämlich für die 
nach-maximilianeiſchen Perioden in H. J. Bidermann's Geſchichte der üfter- 
reichiſchen Geſammtſtaatsidee ein reiches und wohlgeordnetes Material haben, 
mußten wir uns in Betreff der Verwaltungsorganiſation Maximilian I. bisher 
mit unvollſtändigen, da und dort zerſtreuten, nur zu oft ungenauen und falſchen 
Nachrichten behelfen. Die umfaſſende und gelehrte, auf ſorgſamen und eingehenden 
archivaliſchen Forſchungen beruhende Arbeit Dr. Adler 's, Docenten der Ber- 
waltungs⸗ und Finanzgeſchichte an der Wiener Univerſität, iſt daher für unſere 
verwaltungsgeſchichtliche Literatur als eine ſehr dankenswerthe Leiſtung hinzu— 


ſtellen. 
Man vergeſſe nicht, daß wir in Mapimilian I. den Begründer des öfter- 
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hat das k. k. Miniſterium 


reichiſchen Einheitsſtaates zu erblicken haben und daß die von ihm geſchaffene 


Verwaltungsorganiſation, wenn auch erſt in ihrem von deſſen Enkel Ferdinand J. 
bewirkten Abſchluſſe, die unmittelbare Grundlage für die Verwaltung der inner— 
öſterreichiſchen Lander bis in die Zeit Maria Thereſia's gebildet hat. Die bon 
1379 bis 1493 getheilten öſterreichiſchen Länder umfaßten, in der Hand Magrini- 
lian's vereinigt, ein ſtattliches Gebiet von ungefahr 1750 Quadratmeilen. 
Maximtlian fand dieſen Ländercomplex nur durch das Band der Perſonalunion 
in dem gemeinſamen Landesfürſten verbunden vor. Das ſcharf hervortretende 
Selbſtſtändigkeitsgefühl jedes Theiles dieſes Ländercomplexes fand auch in der 
länderweiſe organiſirten, durchaus ſelbſtſtändigen Verwaltung ihren Ausdruck. 
Unter Maximilian J. geſtalteten ſich dieſe bisher ſtaatlich ſelbſtſtändigen Länder⸗ 
gruppen zu Verwaltungsbezirken in Unterordnung unter die höhere Einheit, den 
Geſammtſtaat der öſterreichiſchen Länder. Begünſtigt wurde dieſe ſchrittweiſe und 
unter ſteten Kämpfen mit den ſtändiſchen Sonderbeſtrebungen bewirkte Entwick- 
lung durch die widerſtrebenden Verhältniſſe im Reiche, welche Maximilian immer 
wieder auf ſeine Hausmacht wieſen, und durch das bedeutende organiſatoriſche 
Talent Maximilian I. Hier ſehen wir die Verwaltungsorganiſation eine große 
und ſchwere Aufgabe löſen: ſie überwindet das noch immer ſtarke und unmittel⸗ 
bare Eigenbewußtſein der einzelnen Länder und die dem Einheitsgedauken ſchroff 


gegenüberſtehenden ſeparatiſtiſchen Tendenzen der Stände, fie erhebt die einzelnen 
Ländergruppen dadurch, daß ſie dieſelben zu einer Verwaltungseinheit verbindet, 
zur Staatseinheit, und bahnt ſo jenes Ziel der Entwicklung an, deren Abſchluß 
fie eigentlich erſt zu ſein hat. So hat ſich die maximilianeiſche Verwaltung ihre 
Bedingung ſelbſt ichaffen geholfen. Mit Recht bezeichnet daher der Verfaſſer den 
Innsbrucker General⸗Landtag als die Werkſtätte der öſterreichiſchen Staaten⸗ 
bildung (S. 447.) 

Wir müſſen es uns verſagen, auf die einzelnen Phaſen der oben ange— 
deuteten Entwicklung an der Hand des von dem angezeigten Buche uns gebotenen 
reichen Materials näher einzugehen. Auch auf die zahlreichen Anregungen zur 
Geſchichte des Beamten- und des Verwaltungsrechtes dürfen wir hier nicht reflec- 
tiren, möchten aber gerade an dieſer Stelle insbeſondere jene Ausführungen 
hervorheben, welche in knappen Sätzen darſtellen, wie ſich im Gefolge ſchon der 
maximilianeiſchen Verwaltungsorganiſation die Verwaltungs-Rechtſprechung 
von den übrigen Functionen der Verwaltung zu ſondern begann. (S. 283 ff.) 

Es iſt ein reiches Urkundenmaterial, welches der Verfaſſer ordnet und 
beherrſcht. Er theilt den Stoff nach dem Sitze des Behördenweſens in zwei 
Hauptabſchnitte, deren einer die ambulante Verwaltung am Hofe, der andere 
die Behörden in den öſterreichiſchen Erblanden zum Gegenſtande hat. (S. 27.) 
Dieſer — nur ſcheinbar blos äußerliche — Eintheilungsgrund will uns als die 
allerdings nur ſchwer zu behebende Urſache der mehrfachen Wiederholungen in 
der Darſtellung erſcheinen, welche zum Vortheile der leichteren Ueberſicht beſſer 
vermieden wären. Dielen beiden Hauptabſchnitten geht eine in Umriſſen entwor⸗ 
fene Darſtellung der franzöſiſch-niederländiſchen Centralverwaltung, dem Vorbilde 
der maximilianeiſchen Organiſation, voraus. Der Innsbrucker Landtagsabſchied 
bildet den Gegenſtand des dritten Abſchuittes. Der den Landesbehörden gewid— 
mete zweite Abſchnitt behandelt die nieder- und oberöſterreichiſche (tiroliſche) 
Verwaltung und an dieſe angelehnt auch die vorderöſterreichiſche; von einer 
abgeſonderten detaillirten Darſtellung dieſer vorderöſterreichiſchen lelſäſſiſchen) 
Centralverwaltung, des „Regiments zu Enfisheim“, hat der Verfaſſer abgeſehen. 
Ein beſonderes Augenmerk iſt der Entwicklung der Finanzverwaltung gewidmet, 
für welche die urkundlichen Quellen ſehr reichhaltig ſind. Das gründliche Studium 
der maximilianeiſchen Buchhaltung, welche ja jederzeit „das Gewiſſen der Ver— 
waltung“ iſt, und deſſen Verwerthung in der Darſtellung muß dem Verfaſſer 
ob der darin liegenden Summe mühſamer Forſchung als beſonderes Verdienſt 
anerkannt werden. Ein Anhang, welcher neben einer Abhandlung über die 
Statthalterſchaften in den öſterreichiſchen Ländern im 15. Jahrhunderte und den 
umfangreicheren Anmerkungen die Veröffentlichung der wichtigſten, in der Dar— 
ſtellung bezogenen Urkunden bringt, beſchließt dieſes Specialwerk, deſſen klare 
und immer leicht verſtändliche Dietion in der Darſtellung wir nicht unerwähnt 
laſſen wollen. Dr. Karmiuski. 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 


XV. Stück. Ausgeg. am 17. April. — 26. Kundmachung der k. k. Landes- 
regierung vom 13. April 1886, H. 2383, betreffend die Abänderung des 
Reiſe⸗ und Geſchäftsplanes für die allzährlichen Controlsverſammlungen der 
Urlauber und Reſervemänner. 

XVI. Stück. Ausgeg, am 24. April. — 27. Geſetz vom 2. April 1886, 
womit eine Bauordnung für die Landeshauptſtadt Salzburg erlaſſen wird. — 
28. Geſetz vom 2. April 1886, betreffend die Einhebung von Taxen für die 
Augenſcheinsvornahme aus Anlaß von Baulichkeiten und Bauveränderungen bei 
Privatgebauden, dann für andere Amtshandlungen in Bauſachen, welche in den 
Wirkungskreis der Stadtgemeinde Salzburg gehören. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 8. Mai. — 29. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Salzburg vom 4. Mai 1886, Z. 2910, betreffend die für das Jahr 
1886 Allerhöchſt genehmigten Gemeindeumlagen. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 17. Mai. — 30. Geſetz vom 16. April 1886, 
womit der § 2 des Geſetzes vom 16. December 1832 (L. G. Bl. ex 1883, 
Stück I, Nr. 2), womit die Beitragsleiſtung der Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaſten 
und Vereine zu den Koſten der Feuerwehren des Herzogthumes Salzburg feſt⸗ 
geſetzt wurde, abgeändert wird. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 11. Juni. — 31. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung in Salzburg vom 8. Juni 1886, Z. 3566, betreffend die Beſtellung 
von Dampfkeſſel⸗Prüfungscommiſſären. 


Landesgeſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Herzogthum 
Steiermark. 

J. Stück. Ausgeg. am 6. Jänner. — 1. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 31. December 1885, betreffend die Allerhöchſt genech- 
migten Beſchlüſſe des ſteiermärkiſchen Landtages vom 17. December 1885 wegen 
Bedeckung des Abganges der ſteiermärkiſchen Landesfonde für das Jahr 1886. 

II. Stück. Ausgeg. am 23. Jänner. — 2. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Steiermark vom 2. Jänner 1886, betreffend die Vergütung für die 
der Militärmannſchaft auf dem Durchzuge gebührende Mittagskoſt. — 3. Kund⸗ 
machung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 11. Jänner 1886, betreffend 
die Verpflegsgebühren der öffentlichen Krankenanſtalten. 

III. Stück. Ausgeg. am 4. Februar. — 4. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Steiermark vom 29. Jänner 1886, betreffend den Allerhöchſt geneh⸗ 
migten Beſchluß des ſteiermärkiſchen Landtages vom 7. December 1885 über die 
Erhöhung der Abgabe für den Beſitz von Hunden in der Stadtgemeinde Graz. 

5. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 29. Jänner 1886, 
betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des Landtagsbeſchluſſes über die Muf- 
laſſung der Bezirksſtraße von Spielfeld bis Radkersburg als Bezirksſtraße 
I. Claſſe und Erklärung derſelben als Bezirksſtraße II. Claſſe. 

IV. Stück. Ausgeg. am 11. Februar. — 6. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Steiermark vom 1. Februar 1886, betreffend den Allerhöchſt geneh- 
migten Landtagsbeſchluß vom 7. December 1885 wegen Bewilligung zur Ein⸗ 
hebung höherer Umlagen auf die l. f. directen Steuern in der Gemeinde Radmer 
für das Jahr 1875 und in der Gemeinde Mürzſteg für das Jahr 1886. — 
7. Kundmachung des k. k Statthalters in Steiermark vom 1. Februar 1886, 
betreffend die Allerhöchſt genehmigten Landtagsbeſchlüſſe vom 7. December 1885 
wegen Bewilligung zur Einhebung höherer Bezirksumlagen für den Bezirk Stainz 
für das Jahr 1886 und zur nachträglichen Einhebung höherer Bezirksumlagen 
für die Bezirke Friedberg und Murau für das Jahr 1885. — 8. Kundmachung 
des k. k. Statthalters in Steiermark vom 1. Februar 1886, betreffend den Aller⸗ 
höchſt genehmigten Landtagsbeſchluß vom 7. December 1885 wegen Bewilligung 
zur Einhebung von 63 pCt. Umlagen auf ſämmtliche directe l. f. Steuern in 
der Gemeinde Preborje für das Jahr 1886. 

V. Stück. Ausgeg. am 13. Februar. 9. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters in Steiermark vom 8. Februar 1886, mit welcher der Reiſe⸗ und 
Geſchäftsplan für die regelmäßige Stellung des Jahres 1886 verlautbart wird. 

VI. Stück. Ausgeg. am 27. Februar, 10. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 9. Februar 1886, betreffend den Allerhöchſt geneh- 
migten Beſchluß des ſteiermärkiſchen Landtages wegen Einhebung einer Auflage 
auf den Verbrauch von Bier in der Gemeinde Grundlſee für die Jahre 1886 
und 1887. — 11. Kundmachung des k. k. Statthalters in Steiermark vom 
9. Februar 1886, betreffend den Allexhöchſt genehmigten Beſchluß des ſteier⸗ 
märkiſchen Landtages vom 7. December 1885 wegen Einhebung höherer Gemeinde- 
umlagen in Hafning und St. Florian pro 1885. 

VII. Stück. Ausgeg. am 4. März 12. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 26. Februar 1886, betreffend den Allerhöchſt geneh⸗ 
migten Landtagsbeſchluß vom 19. December 1885 wegen Einhebung einer 
48perc. Bezirksumlage im Bezirke Murau pro 1886. — 13. Kundmachung des 
k. k. Statthalters in Steiermark vom 27. Februar 1886, betreffend den Aller 
höchſt genehmigten Landtagsbeſchluß wegen Bewilligung zur Einhebung einer 
125perc. Gemeindeumlage in Eibiswald pro 1885 und 1886. 

VIII. Stück Ausgeg am 7. März. — 14. Kundmachung des ſteier⸗ 
märkiſchen Landesausſchuſſes vom 17. Februar 1886, womit der vom h. Land⸗ 
tage genehmigte ſummariſche Voranſchlag der ſteiermärkiſchen Landesfonde pro 
1886 veröffentlicht wird. 

IX. Stück. Ausgeg. am 9. März. — 15. Kundmachung des k. k. Statt⸗ 
halters in Steiermark vom 3. März 1886, betreffend den Allerhöchſt genehmigten 
Landtagsbeſchluß vom 15. December 1885 wegen Einhebung einer Abgabe auf 
den Verbrauch von Bier und Spirituoſen in der Gemeinde Pettau für die Jahre 
1886 bis einſchließlich 1888. 

(Fortſetzung ſolgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Statthaltereirathes 
bekleideten Bezirkshauptmanne Moriz Ritter Weber von Ebenhof anläßlich 
deffen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claffe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Eharakter eines Conſuls bekleideten 


Viceconſul Cajetan Zagörski in Janina zum wirklichen Conſul in Monaftir 
ernannt. 
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Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des Rechnungsdepartements der k. k. 
Private und Familienfondsgüter⸗Direction in Prag Jofeph Teubel den Titel 
eines faif. Rathes verliehen und den Concipiſten derſelben Direction Jofeph 
Keilwert zum Secretär ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Horodenko Julius 
Zulauf anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel und Eharakter eines Statthalterei- 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit der Leitung der Bezirkshauptmannſchaft 
in St. Johann betrauten Regierungsſecretär Otto von Hellrig! den Titel und 
Charakter eines Bezirkshauptmannes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial-Viceſecretär Edmund Dunkl zum 
Miniſterialſecretär im Finanzminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector bei der Finanzdirection in 
Trieſt Peter Migliorini das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Altgemeindevorſteher in Toblach Jofeph 
Oberſchneider das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Otto Freiherrn von Spiegelfeld zum Statthaltereiſecretär in 
Oberöſterreich ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bezirkscommiſſäre Franz Pappiſch und Joſeph Padera zu Gtatthalterei- 
ſecretären in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Revierinſpector Vincenz Brachmann und den Polizeidirections-Concipiſten Tobias 
Anger zu Bezirksinſpectoren der Wiener k. k. Sicherheitswache ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Johann Gauby zum 
Finanzrathe, dann den Finanzrommiſſär Emil v. Haumeder und den Steuer- 
inſpector Jofeph Gießer zu Finanz⸗Obercommiſſären der Grazer Finanz⸗Landes⸗ 
direction ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Karl Schaffenhauer zum 
Finanzrathe, dann den Steuerinſpector Jakob v. Kuhacevie zum Finanz- 
ſecretär und den Finanzeommiſſär Johann Golja zum Finanz⸗Obercommifſär 
der Trieſter Finanzdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrevidenten Heinrich Seiche zum 
Rechnungsrathe der k. k. Direction der Güter des Bukowinger griech. -orient. 
Religionsfonds in Czernowitz ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärsſtelle, eventuell Statthaltereiconcipiſtenſtelle 
nied.⸗öſterr. Statthalterei, bis 6. November. (Amtsbl. Nr. 249.) 
Ingenieursſtelle beim Staatsbaudienſte in Dalmatien in der neunten, 


eventuell eine Bauadjunctenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende November. 
(Amtsbl. Nr. 249.) 


bei der 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchbandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Systematisches Handbuch 


der 


Oesterreichischen Sanitätsgesetze, 
alle giltigen Gesetze und Verordnungen über das Sanitäts- 
wesen enthaltend. 

Von 
Adolph Ritter von Obentraut, 


k. k. Bezirkshauptmann in Tetschen an der Elbe. 


Zweite vielfach vermehrte und verbesserte Auflage. 
gr. 8. (XII und 616 S.) 1881. Preis 4 fl. 


Das österreichische Wasserrecht. 


Mit vorzüglicher Rücksicht auf die Entstehungsgeschichte und die Spruch- 
und Verwaltungspraxis erläutert von 
Karl Peyrer Ritter von Heimstätt, 
k. k. Ministerialrath im Ackerbauministerium. 
Zweite vermehrte und verbesserte Auflage. 
Herausgegeben von 
Karl Peyrer Ritter von Heimstätt, und Dr. Ignaz Grossmann, 
k. k. Bezirkskommissär. Hof- u, Gerichtsadvocat. 
gr. 8. (XXXIV und 834 S.) 1886. Preis 6 fl., in Halbfranzband 7 fl. 


Dr. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 29 der Erkeuntniſſe 1886 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


